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3 Sitzung vom 14 December
Am Minjſtertiſche Dr Friedberg und KommiſſarienHerzogvon KRatibor eröffnet die Sitzung um 1 Uhr

inutenDer Oberbürgermeiſter Kohle is iſt am 23 Novbr geſtorben
das Haus ehrt ſein Andenken durch Erheben von den Sitzen
Neu berufen iſt der Beigeordnete Pelzer Aachen

Der Rechenſchaftsbericht über die weitere Ausführung des Ge
ſetzes vom 19 Dezember 1869 betreffend die Konſolidation
un Staatsanleihen wird nach dem Referat des Grafen

r ulenburg Angern durch Kenntnißnahme für erledigt
erklärtEs folgte die einmalige Schlußberathung über die Ueberſicht
der Verwaltung der ſiskaliſchen Bergwerke Hütten und Salinen
im Preußiſchen Staate während des Etatsjahres 1882 83

Dr Baumſtark erkennt an daß ein langſamer aber ſolider
und ſtetiger Fortſchritt ſich auf dem Gebiete der Bergwerks und
Hütteninduſtrie überhaupt und ebenſo im fiskgliſchen Betriebe
wahrnehmen laſſe Beſonders erfreulich ſei der Aufſchwung in der
Steinkohleninduſtrie und im Eiſenerzbergbau wie im Eiſenhütten
en Auch der Nettoſchichtlohn der Arbeiter ſei wiederum
geſtiegen

Geh Kommerzienrath Stumm richtet im Anſchluß hieran an
den Miniſter die Bitte bei der demnächſtigen Reform des Knapp
ſchaftskaſſenweſens auf Grund der Reichsgeſetzgebung die Autonomie
der Knappſchaſtsvereine möglichſt zu wahren und bemängelt ver
ſchiedene Einzelheiten des in dieſer Beziehung an die Oberberg
ämter bereits ergangenen Erlaſſes

Der Bericht wird durch Kenntnißnahme für erledigt erklärt
In einmaliger Schlußberathung wird der Geſetzentwurf be

treffend den Rechtszuſtand der von dem Königreich Würtemberg
an Preußen abgetretenen Gebietstheile ſowie die Abtretung preu
ßiſcher Gebietstheile an das Königreich Würtemberg nach dem
Antrage des Referenten v Winterfel d unverändert genehmigt
womit die Tagesordnung erſchöpft iſt

Nächſte Sitzung Sonnabend 12 Uhr
O Landgüterordnung für Schleſien

Schluß 22 Uhr

Abgeordnetenhaus
15 Sitzung vom 14 Dezember

Am Miniſtertiſche v Puttkamer
Präſ v Köller eröffnet die Sitzung um I1 Uhr mit der

Mittheilung daß der Abg Dr Schultz Bochum ſein Mandat
niedergelegt habe

Die zweite Berathung des Etats wird fortgeſetzt und zwar
Miniſterium des Jnnern

Die Einnahmen 4,323,288 M
Abg Bachem Die Stadtverwaltung von Köln hat beſchloſſen

nach Aufhebung der beiden unterſten Stufen der Staatsklaſſen
ſteuer auch den Kommunalzuſchlag zu derſelben zu beſeitigen und
den Ausfall durch einen erhöhten Zuſchlag auf Einkommen von
6000 M aufwärts zu decken Die Regierung zu Köln hat nur
dem erſten Theile dieſes Beſchluſſes ihre Zuſtimmung ertheilt
den Deckungsmodus aber für unzuläſſig erklärt mit Rückſicht auf
ein älteres Reſtript des Miniſteriums des Jnnern und des Finanz
miniſteriums Dieſe Ablehnung iſt höchſt bedauerlich und da dieſe
Angelegenheit demnächſt auch in anderen großen Städten zu ent
ſcheiden iſt ſo richte ich an den Herrn Miniſter die Anfrage wie
er ſich zu der Deckungsfrage ſtelltuiſter v Puttkamer Die vorgebrachte e iſt in ihrem
grundſätzlichen Theile von ebenſo hohem Jntereſſe für die Regie
rung wie für den Herren Abgeordneten Die Regierung erkennt
an daß den Gemeinden nicht das Recht genommen werden könne
dieſen Zuſchlag zu beſeitigen aber es muß dies in Rahmen einer
gerechten Kommunalbeſteuerung ſich halten Gegen dieſes Beſtreben
der Kommunen wird die Regierung ſtets ihr Entgegenkommen
bethätigen Den konkreten Fall anlangend ſo ſtimmen meine
Jnformationen mit denen des Abg Bachem nicht überein Es
Handelt ſich nicht um einen noch ſchwebenden Beſchluß der ſtädtiſchen
Behörden Die Regierung zu Köln hat dem Beſchluſſe ſoweit er
ſich auf die Deckung bezieht ihre Zuſtimmung verſagt und zwar
de lege lata mit Recht Die ſtädtiſchen Behörden haben ſich dabei
bernhigt und einen anderen Beſchluß gefaßt dahingehend daß der
Ansfall durch gleichmäßige ſtärkere Heranziehung aller anderen
Stenerpflichtigen gedeckt werden ſolle Jch habe nicht gehört daß
die ſtädtiſche Verwaltung von dieſem Beſchluſſe abzugehen beab
ichtigt Wenn die prinzipielle Frage zur Erörterung kommen
oll ſo muß ich darauf hindeuten daß in dem Moment wo die

Staatsregierung eine organiſche Reform der direkten Perſonal
ſtaatsſteuer vorbereitet die in dieſen Tagen zum Abſchluſſe
gebracht werden ſoll es doch mißlich ſein würde v J

ahr
ſcheinlich wird dieſer Entwurf eine gelinde Progreſſion enthalten
Jn dem Augenblicke aber wo noch alles ſchwebt werden Sie
von mir nicht erwarten können daß ich mich über die Frage der
Zuläſſigkeit einer progreſſiven Kommunaleinkommenſteuer erkläre

Abg Bachem Für Köln iſt allerdings im nächſten Jahre
nichts mehr zu ändern aber weil auch in anderen Kommunen die
de zu entſcheiden iſt ſo wäre es intereſſant die Stellung der

degierung zu erfahren Die Antwort des Herrn Miniſters war
eine dilatoriſche aber keine abweiſende und das genügt mir 3
bin der Ueberzeugung daß wenn die Sache demnächſt an die
Miniſterialinſtanz gebracht wird die Entſcheidung dahin lauten
muß daß das Minſſterialreſkript nicht nothwendig begründet und
gegenüber unſerer neuen Steuexpolitik unhaltbar iſt Gegenübcr
der verhältnißmäßig größeren Belaſtung der unteren Klaſſen durch
die indirekten Steuern Sehr richtig links iſt eine Entlaſtung
von direkten Steuern e uführen und ein Ausgleich in einer
verhältnißmäßigen Mehrbelaſtung der höheren Stufen zu ſuchen
Ich möchte den Kommunen welche demnächſt die Sache zu ent
ſcheiden haben dringend anrathen ſich bei einem ablehnenden
Entſcheide ihrer Regierung nicht zu beruhigen ſondern die Mi
niſterialinſtanz anzurufen Bravo

r v Eynern Jch möchte nicht ſo weit gehen jeder Kom
munolvertretung ein derartiges Beſteuerungsrecht ohne geſetzliche
Grundlage zuzugeſtehen ſonſt könnten ſämmtliche Kommunalſtenern

nach und nach auf die böheren Klaſſen gewälzt werden
Die einzelnen Einnahmepoſitionen werden enehmigt
Die dauernden Ausgaben ſind auf 41,636,219 Mark ver

anſchla tei Tit 1 n ergreift das Wort
Abg Rickert Die Erklärungen des Herrn Miniſters über

das geheime Stimmrecht bei den Kommunalwahlen können wir
t alif ſich beruhen laſſen Wir werden unſern Antrag in jeder

Seſſion wiederholen bis die Sache durch das Gewicht ihrer Gründe
Eſ t hat Lärm rechts Was Herr von Puttkamer über die

kellung der Staatsbeamten ſagte war uns in hohem Grade über
raſchend nicht dcshalb weil wir meinten der Miniſter dächte und
handelte nicht ſo wie er geſagt hat Herr von Puttkamer iſt
nichts anderes als der Chef der konſervativen Partei und hat als
ſolcher die Jntereſſen derſelben bei allen Amtshandlungen im Auge
Lauter Widerſpruch rechts überraſchend war uns nür die Offen
eit mit der er Dinge die das Land und die Beamten längſt von

ihm wiſſen hier ohne weiteres proklamirt überraſchend war uns
daß es dieſer Seite des Hauſes allein überlaſſen war dagegen
Proteſt zu erheben Dagegen müßten von Rechts wegen alle Parteien
proteſtiren Lachen rechts ir müſſen die Frage e beita

einung ſind daß dies dieEtat weiter verhandeln weil wir der
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Stelle iſt wo die Volksvertretung mitzuſprechen hat Der Miniſter
erklärt daß er beſtimmten Kategorien von Beamten welche ein ihm
genehmes politiſches Verhalten bei den Wahlen haben die Vor
theile zuwenden wird deren Verfügung ihm zu Gebote ſteht
Gut rechts hat er nicht geſagt So war der Wortlaut der

klärung Sie ſcheinen c zu geniren Lachen rechts, ein
Beweis daß Sie auf dem Wege der Beſſerung ſind Ich weiß
nicht ob der Miniſter gar nichts davon weiß daß Beamte die
liberal geſtimmt haben nicht befördert werden Er ſagte Sehr
verſchieden von der Frage ob ſolche Beamte benachtheiligt werdenſollen iſt die Frage ob die Staatsregierung die Pflicht oder
ſogar das Recht hat dem Könige irgend einen Beamten zur Be
förderung oder Auszeichnung vorzuſchlagen der ſich einer
Agitation und notoriſchen Stellungnahme gegen die Staats
regierung ſchuldig gemacht hat das wäre antimonarchiſch und
ſelbſtmörderiſch Keinen Beamten ſoll wegen ſeiner Abſtimmung
ein Nachtheil treffen aber kein Beamter ſoll ſich der Jlluſion
hingeben daß wenn er ſich in dauernder Oppoſition mit der
Regierung befindet ihm Vortheile zugewendet werden deren freie
Verfügung getlicß in ihrer Hand liegen Dieſe dauernde
Oppoſition dokumentirt ſich doch durch die Abſtimmung bei den
Wahlen Ruf rechts Nein Es handelt ſich lediglich um das
Verhalten der Beamten bei den Wahlen Da entſteht die Frage d
ob wir einer ſolchen Stagatsregierung einem ſolchen Miniſterium
des Jnnern noch Fonds für Remunerationen zur freien Ver
fügung ſtellen ſollen Das iſt eine Etatsfrage eminenten
Ranges weil die Gratifikationen nach dieſen Grundſätzen
nicht nach dem Verdienſte im Amt vertheilt werden ſondern
nach dem Verhalten bei den Wahlen Nachdem im Reichs
tage der Kanzler ſein Machtwort geſprochen hatte trat
der Herr Miniſter einen gedeckten Rückzug an und ſagte
ſogar wenn Sie das einen Rückzug nennen ſo habe ich
nichts dagegen Jch nehme an daß der Vizepräſident jedes einzelne
Wort namens der Geſammtregiernng geſprochen hat und kann
einen Widerſpruch zwiſchen ihm und dem Reichskanzler in der
Gegenwart nicht gelten laſſen Sollen wir dem ſchreienden Miß
brauch der von uns zu bewilligenden Fonds mit ruhigem Blute
zuſehen wenn er als Wohlthätigkeitsfonds für eine Parteirichtung
benutzt wird So iſt es in Preußen nie geweſen und wenn es ſo
werden ſoll ſo muß man wenigſtens dagegen laut proteſtiren Jch
lade daher die linke Seite des Hauſes und das Centrum Aha
rechts zur Rechten Sie haben doch kein Recht für das Centrum
zu ſprechen ein Anträge bei der dritten Leſung einzubringen
welche das Remunerations und Gratifikationsweſen vor Miß
brauch bewahren Am 3 Mai 1881 wurde der Reichskanzler pro
vozirt wie er zu den vielfach konſtatirten Wahlbeeinfluſſungen ſtehe
er erklärte wir haben keinen Einfluß auf die Kommunalverhältniſſe
und können nicht dafür verantwortlich gemacht werden ich bin
nach dieſer Richtung nicht ſo mächtig wie der Vorredner mich
ſchildert aber viel tugendhafter ich kann nicht ſagen daß ich nicht
die Neigung hätte die Wahlen zu beeinfluſſen unterlaſſe es aber aus
Vorſicht und Vorſicht iſt die Mutter der Weisheit Der Stellver
treter des preußiſchen Staatsminiſteriums hat es ſowohl an dieſer
Vorſicht wie an dieſer Weisheit mangeln laſſen er hat die Sache
ſo behandelt wie wir es von ihm gewohnt ſind Jch bin ihm dafür
ſehr dankbar er hat uns durch dieſe Offenheit bereits vielfach ſo
in TorgauLiebenwerda geholfen ich hoffe er wird uns bei den
nächſten Reichstagswahlen noch weiter helfen Große Heiterkeit
links Am 15 Dezember 1881 erklärte der Miniſter daß diejenigen
Beamten welche mit Hingebung bei den letzten Wahlen für die
Regierung eingetreten des Daukes und der Anerkennung der Re
gierung und ihres kaiſerlichen Herrn ſicher ſind Unter lebhaftem
Beifall der Linken und des Centrums proteſtirte Abg v Bennigſen
e dieſen Ausſpruch Am 24 Januar nach dem Allerhöchſten

rlaß interpretirte der Reichskanzler denſelben daß ein Beamter
in ſeiner eigenen Wahl völlig frei ſei Der Erlaß wende ſich nur
an die Beamten außerhalb ihrer eigenen Wahlthätigkeit Von den
politiſchen Beamten verlange er daß die Politik der Regierung
vertreten werde d h daß ſie verpflichtet ſeien Lügen und Ent
ſtellungen gegen die Regierung entgegenzutreten Von unpolitiſchen
Beamten verlange Se Majeſtät eigentlich gar nichts der Erlaß
erwarte nur daß ſie ſich der Agitation gegen die Regierung des
Königs enthalten und das ſei eine Ordnung des Anſtandes Dieſe
e veranlaßte Herrn von Puttkamer zu dem bereits er
wähnten kück zuge Wie ſtimmt dieſe Erklärung des Reichskanzlers
zu der des Miniſters in der letzten Sitzung Wir ſind auf
dieſer ſchiefen Ebene ſchon ein Stück weiter gekommen Jch nehme
an daß der Reichskanzler jetzt den Miniſter von Puttkamer mit
ſeiner Autorität decken wird aber wie ſoll man den kraſſen Wider
ſpruch erklären Antimonarchiſch und ſelbſtmörderiſch ſagte der
Miniſter Antimonarchiſch gebe ich ihm zu wenn er ſo befangen
in ſeiner Anſicht als Parteichef iſt daß er glaubt er habe für
ſeine Politik keine anderen Mittel als den Zwang auf Gewiſſen
und Ueberzeugung der Beamten Wenn Sie kein anderes Mittel
haben Herr Miniſter dann fürchte ich daß Sie ſich nicht lange
mehr werden halten können Ein großer Theil der Beamten
hat bei den letzten Landtagswahlen nicht zu ſtimmen gewagt
bei der geheimen Abſtimmung zum Reichstage hat die
Mehrzahl ihrer Ueberzeugung freien Lauf gelaſſen Iſt das
nicht eine demüthigende Erſcheinung ſchädigt der Miniſter damit
nicht die Autorität der Beamten wenn ſie öffentlich für und
geheim gegen die Regierung ſtimmen Sie nützen damit Jhrer
Herrſchaft nicht er Herr Miniſter Heiterkeit Sind denn
die Jntereſſen des Miniſters von Puttkamer oder irgend einer
Miniſterdynaſtie identiſch mit den großen Intereſſen der Monarchie
der Hohenzollern Das ſoll antimonarchiſch ſein liberal ſtimmende
Beamte zur Beförderung vorzuſchlagen Beamte etwa welche den
Ueberzengungen getreu bleiben welche Miniſter Delbrück ihnen
eingeimpft hat der das Vertrauen Sr Maj länger als Herr von
Puttkamer genoſſen hat Das geht über alles Maß hinaus Lachen
rechts das für antimonarchiſch zu erklären will der Mimiſter
wirklich ſo weit gehen Die dauernden Intereſſen der Krone
haben abſolut nichts zu thun mit den Intereſſen dieſer Herren
Sie decken ſich mit den dauernden Intereſſen des Landes und dieſe ſind
ganz andere wie diejenigen der jeweiligen Miniſter DeßhalbLaſten wir als treue Anhänger der Monarchie Lärmender
Widerſpruch rechts Das iſt Wng daß Sie ſoweit kommen
uns zu beſtreiten was jedem Patrioten das Erſte iſt Den
Patriotismus den Sie haben haben wir ſchon lange Wir haben
keinen Vortheil davon aber Sie die Sie im Je aller Stellen
und Macht ſind haben am allerwenigſten Anlaß ſich mit Patriotis
u rühmen es giebt auch noch unabhängige patriotiſcheHiänner im Lande Wir ſind aufrichtige Anhänger der Monarchie

weil wir darin den Schutz der geſammten nationalen Exiſtenz und
des Eigenthums aller geiſtigen und ſittlichen Errungenſchaften
ſehen die möglichſte Stütze der Gerechtigkeit für die Ausführung
der Geſetze üſer Patriotismus iſt ſo gut wie der der Miniſter
Bravo links Die Verfaſſung verlangt daß bei den Wahlen

die wahre Meinung des Volkes zum Ausdruck kommt und zum
Volke gehört auch die große Zahl der
eine Zeit gegeben wo die Partei Manteuffel unſern Prinz
Regenten des Jatobinerthumns beſchuldigte wiſſen Sie nichts
davon daß man Männer wie Stein und Hardenderg als Demo
kraten und Feinde des Vaterlandes bezeichnete weil ſie die da
malige Politik nicht unterſtützten e r gut links Es giebt
eine Partei im Lande die wenn ſie kein anderes Mittel kennt
ſich vor die Krone binſtellt und a Dos ſind die Feinde der
Monarchie wir ſind die wahren Stützen Es wäre Thorheit
für uns treue Anhänger der Dyngſtie der Hohenzollern wollten
wir die Hand dazu bieten dieſe höchſte Macht herabzuſetzen und
u verkleinern Aber die Ueberzeugung beſt daß es ſchädlich
ür die Monarchie und für die Dynaſtie iſt wenn ſie in den
Kampf der Parteiintereſſen hineingezogen wird ihren dauernden

ſtehen
entgegenſetzen den ein gutes Gewiſſen das Bewußtſein einer gen Sache und klarer feſter Wille mit ſich bringt
rechts Jch ſoll Chef der konſervativen Partei im Lande ſein und

Jch räume ein meine

Beamten Ken es nicht Ge

16 Dezember 1883

Verleugnung ihrer Ueberzeugung zu verlangen heißt eine Prämie
auf die Geſinnungs und Charakterloſigkeit ſetzen Wir wollen
die Beamten nicht zu politiſchen Beamten machen Redner verlieſt
einen Brief des Prinzen Albert über die Wahlbewegnng im
Jahre 1858 worin das Verhalten des Miniſteriums Manteuffel
ſcharf verurtheilt wird Dieſe Schmach entſteht jetzt von neuem
Wir werden laut dagegen proteſtiren daß man uns einreden will
die dauernden Intereſſen der Krone ſeien identiſch mit den
Intereſſen des Miniſteriums v Puttkamer Wiederholtes lautes
Bravo links Ziſchen rechts

Präſ v Köller Jch nehme an daß der Abg Rickert den
Ausdruck ſchmachvoll den er nur konditionell gebrauchte nicht anf
die Mitglieder dieſes Hauſes anwendete

Miniſter v Puttkamer Mit der ſehr großen Heftigkeit der
eben gehörten Angriffe wird die Ruhe und Gelaſſenheit mit der
ich zu ſprechen gedenke Ruf links Na na na im Widerſpruch

Jch werde den Angriffen denjenigen vollen Gleichmuth

Bravo

daraus folgen daß ich eine Parteiregierung führe Jch habeſchon früher erklärt tregi i 3daß Parteiregierung ein Name iſt und
aß es auf den Jnhalt den man dieſer Form giebt ankommtEin größerer Jrrthum iſt wohl nicht möglich Ein Partei

regiment iſt gerade deshalb bei uns nicht möglich weil wir
eine ſtarke Monarchie haben die über den Parteien ſteht
und darum kann ich auch niemals Chef einer Partei ſein

Ich räu Beziehungen zu der konſervativen Partei
ſind intimer als die zum Abg Rickert Gott ſei Dank Heiterkeit
Und ich ſollte meinen die Erklärung dafür liegt ſo nahe daß ich
kaum nach Motiven zu ſuchen brauche Herr Rickert hat mir in
der letzten Zeit ein formelles Mißtrauensvotum nach allen Rich
tungen hin gebracht Es gab eine Zeit Herr Rickert wo Sie ein
maßvoller Politiker waren eine Zeit deren ich mich ſehr an 7
erinnere Das iſt anders geworden Der Herr Abg hat ſich ſeit
der Wandlung der Wirthſchaftspolitik immer mehr zu einem
grundſätzlichen Gegner der Regierung entpuppt Darin liegt eine
unüberwindliche Kluft ich muß ja die Bedeutung des Abg Rickert
anerkennen und ſagen daß er ein keineswegs verächtlicher Gegner
iſt namentlich in Bezug auf die Wahlagitation Er hat darin
Ungewöhnliches geleiſtet allerdings bei den letzten Abgeordneten
Wahlen ungewöhnlich Erſprießliches zu Gunſten der Regierung
denn überall wo er als Reiſeprediger auftrat hat ſich die Wiſſen
ſchaft abgewendet Abg Rickert ruft Jn Torgau z Herr
Rickert hat um uns die Sache leicht zu machen natürlich von vorn
herein meine Worte verdreht und hat meine Ausführung ſo dar
geſtellt als ob ich mich zum Apoſtel des Satzes gemacht hätte daß
die Beamten zu Wahlmaſchinen herabgedrückt werden daß nur
ſolche Beamte die ſich dazu hergeben befördert werden ſollen
Daß hierin eine unerhörte Korruptiyn des Beamtenſtandes liege
wird Niemand beſtreiten Herr Rickert hat dann meine Aeuße
rungen in den beliebten jetzt chroniſch gewordenen Gegenſatz zu
bringen geſucht mit den Aeußerungen des Reichskanzlers reſp mit
dem Allerhöchſtem Erlaſſe Wenn e Rickert nun noch die Jllu
en hat daß ich immer zu weit es e und desavonirt werden muß
o kann ich ihm nicht helfen die Vertrauensſtellung die ich dauernd

einnehme ſollte ihn eines Beſſeren belehren Herr Rickert ſagte
meine Aeußerung über das Verhältniß der Beaniten würde ich
mit großem Bedachte ausgeſprochen haben Davon iſt keine Rede
im Gegentheil ich war erſtaunt über die Provokation des Abg
Rickert und war auf ſolche Angriffe weil ſie thatſächlich unbegründet
ſind nicht vorbereitet Jch habe geſagt daß keinen Beamten
wegen ſeiner rn ein poſitiver Nachtheil treffen ſoll
daß aber allerdings und dabei bleibe ich ſtehen von dieſer Frage
himmelweit verſchieden die andere Frage iſt ob ſie den Beamten
beſondere Vertrauensbeweiſe geben ſoll die ſich der Agitation und
der notoriſchen Stellungnahme gegen die Regierung ſchuldi
machen Es iſt das keine bloße Frage der Autorität ſondern au
des Vertrauens wenn die Regierung gegen die politiſche Haltung
des geſammten Beamtenſtandes vollkommen indifferent wäre
wenn ſie ihren prinzipiellen Gegnern bei jeder Gelegenheit das
Manifeſt ihres beſonderen Vertrauens entgegenbrächte was
ſollte man dann im Lande von der Feſtigkeit ihrer Stellung
und ihrer Prinzipien denken Die öffentliche Stimme in Lande
muß über die politiſche Haltung der Regierung vrientirt ſein
und wenn die Regierung durch eine unkonſequente Handlung die
öffentliche Meinung gewiſſermaßen variirt dann begeht ſie
einen großen Fehler Jch ſagte dieſe Frage iſt ferner eine
d des Vertrauens Jch kann mir denken daß ein Beamter
welcher dauernd gegen die Regierung agitirt an ſich formell
eine ſehr ausgezeichnete Qualifikation haben kann aber eeteris
paribus muß ich immer ſagen wie ſoll ein Verwaltungschef dazu
kommen einen Beamten der ihm in den wichtigſten Fragen
der öffentlichen Zuſtände diametral entgegenſteht in ein Ver
trauensverhältniß zu bringen oder in einem ſolchen zu belaſſen
Es giebt Pflichten für die Staatsregierung über welche hinaus
ſie eine prinzipiell gegneriſche Haltung eines Beamten
nicht ignoriren kann Ganz verſchieden davon und un
berechtigt wäre die Forderung daß die Beaunten ſich aktiv zu
Gunſten der Regierung bei den Wahlen betheiligen ſollen ich
abe das nie ausgeſprochen Völlig verfehlt iſt der Verſuch meine
Aeußerungen in Widerſpruch mit denen des Reichskanzlers zu
bringen Das Thema probandum liegt auf ganz anderem Ge
biete Es hat in der Jnterpretation des allerhöchſten Erlaſſes
ſich mit der Frage beſchäftigt welche poſitiven Leiſtungen auf
dem Wahlgebiete die Regierung zu verlangen hat und welche
nicht und ſagte Die politiſchen Beamten haben vorbehaltlich
ihrer eigenen Abſtimmung die Regierung vor Verdrehung und

Verdächtigung ger Abſichten in Schutz zu nehmen und Die
nicht politiſchen Beamten ſind durch ihren Eid der Treue daran
gemahnt ſich der Agitation gegen die Staatsregierung zu ent
halten Von den unpolitiſchen Beamten hat der Reichskanzler
nur negativ geſagt ihre Ausübung des Wablrechts wird niemals
ein Grund ſein gegen die Beamten einzuſchreiten Jch bin feſt
überzeugt ohne mit dem Reichskanzler Rückſprache genommen
u haben wenn Sie den Reichskanzler heute hier vor die Frageſtellten Soll die Waierung einem Beamten welcher der vom

König gewollten und von der Regierung unter ihrer Verant
wortlichkeit vertheidigten Geſammtpolitik bei den Wahlen außer
her derſelben agitatoriſche dauernde Oppoſition entgegenſetzt ein
eſonderes Vertrauen beweiſen die Antwort würde ein deut
liches Nein ſein Dieſer Grundſatz iſt ſo ſelbſtverſtändlich daß
es keinen andern Ausdruck giebt als zu ſagen eine entgegen
geſetzte Politik wäre ſelbſtmörderiſch Wie Herr Rickert mit
ſolchen Angriffen vorgehen kann gegenüber den Antecedentien
ſeiner Partei in der preußiſchen Thigſfungegelhichte iſt
mir völlig unbegreiflich Sehr richtigl rechts Was
ſt denn das Schiboleth der liberalen Partei in Bezug auf die
9 nene Unnachſichtliches Durchſetzen des le

Das i
ie wie die

Frage viel humaner und milder Jch
arf das mit dem vollen Gewichte der hiſtoriſchen Wahrheit ſagen

denke an meine Erlebniſſe als junger Beamter der wie er
elbſt anerkannt viel Fehler gemacht hat das muß ich ſagen die

ndrücke die ich in jener Zeit von den liberalen Anſchauungen
über die Freiheit der Beamten hinſichtlich ihres politiſchen Ver

ankens parlamentariſch oder außerparlamentariſ
das Centrum der konſtitutionellen Politik Eine Mona
prenhiſge denkt über dieſe

haltens bekommen u haben mich mit äußerſten Widerwillen
erfüllt weil mit Despotismus die Aufgebung jedes politiſchen
Gedankens verlangt wurde Jn der konſtitutiönellen Monarchie
erfordert der Staatsmechanismus die willenloſe Unterordnung
der Beamten unter den Willen des leitenden Miniſters Die
Partei die damals zur Macht gelangen zu können ſich ein

ntereſſen entſpricht ein unahhängiges charaktervolles Beamten
thum Von den Vollſtreckern der Geſetze bei den Wahlen die

t

e war es die von der Regierung bei jederHekatomben von Opfern forderte und zwar nicht blos von Be
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amten die in ihren Haudlungen der Regierung gegenüber ſtaudenſondern die Geſinnung wurde proſkribirt de richtig rechts

Aus der damaligen Preſſe und den hre im Wetez
hauſe kann nachweifſen er eigentliche Kampf d iſte
riums ſich faſt nur um dieſe Frage gehandelt hat Graf Schwerin
mit ſeiner edlen Ritterlichkeit verweigerte es und ſeine angeblichen
Freunde drängten unauſhörlich darauf Denken Sie doch an die
berühmte Adrefſe mit angenommen wurde Da heißt es m
dürren Worten Wir erwarten daß die Regierung unnachſichtig
ihren Standpunkt bei den Beamten zur Geltung bringen wird

ieſe Zumuthung ragt himmelweit über das hinaus was jetzt
die Regierung von den Beamten verlangt Die NationalZeitung
hat ſich damals nicht entblödet die vorhergegangene Adreß Debatte
dadurch zu verſchärfen daß ſie den Widerſpruch des Grafen
Schwerin gegen dieſe unkeuſchen Zurintbungen wie folgt kritiſirte

Wie hat das Miniſterium dieſe Frage bis jetzt beurtheilt und
was iſt unter ſeiner Verantwortlichkeit zu verſtehen Letztere iſt
ein Wort ohne Jnhalt Das Urtheil des Miniſters des Jnnern
lautete dahin daß er nicht nach den Geſinnungen ſondern nach
Handlungen die Beamten beurtheile die größte Antitheſe die e
denken läßt Wir zählen dieſe Angelegenheit zu denjenigen welche
in der vorderſten Reihe ſtehen wenn ſie nicht endlich erledigt
wird ſo giebt es kein Fortkommen für die liberale Partei
Kandlungen und Geſinnungen ſind eins Hört hört rechts
Es wird alſo nicht etwa verlangt daß die Beamten für die Re
erung ſtimmen oder ſich zurückhalten nein die liberale Ge
innung wurde zum Fußſchemel der Forderung a die

amten hekatombenweiſe zu beſeitigen Jch ſpreche einer Partei
deren Geſchichte ſie an dieſe Forderung bindet das Recht ab
über das Verhalten der Regierung abzuurtheilen Bravo rechts
Gott ſei Dank ſteht die monarchiſche Regierung nicht auf dieſem
Standpunkte ſie wird auf dem Standpunkte ſtehen bleiben
welchen die Harmonie mit dem Erlaſſe vom 4 Januar und

yreicherqnsler hier entwickelt habe Bravo rechts Ziſchen
inks

Abg Frhr v Zedlitz Die Aeu
ſind vom Abg Rickert in unrichtiger

ungen des Reichskanzlers
eiſe wiedergegeben worden

Jch will keinen Zweifel darüber laſſen daß nach des Miniſters
und unſerer Meinung nicht die Wahlen der Beamten ſelbſt ein
Hinderniß für die Beförderung bilden ſollen ſondern daß eine
agitatoriſche Thätigkeit hinzukommen muß Jch bin von meinen
Freundeu beauftragt poſitiv zu erklären daß wir entſchieden gegen
eine Abänderung des Reichswahlrechts in Bezug auf den Wahl
modus ſind Wir bitten die Regierung die Erwägungen die ſie
über dieſe Frage anſtellen will bald in dieſem unſerem Sinne
zum Abſchluß zu ne Wix ſind der Meinung daß auch dem
Arbeiter bei der Wahl völlige Freiheit dem Arbeitgeber gegenüber
garantirt werden ſoll Das geheime Wahlrecht iſt auf Vorſchlag
der Krone ſelbſt eingeführt worden Wir haben in Berlin geſehen
daß jetzt zum erſten Male die ſozialiſtiſche Partei in ruhige
friedliche Bahnen einlenkt dies iſt ein Erfolg der neu ein
geſchlagenen Wirthſchafts und Soztalpolitik Die Anſchauungen
der e ſtehen im vollen Gegenſatze zu den wirthſchaft
lichen politiſchen und religiöſen Anſchauungen der Fortſchritts
partei zu der Mancheſtertheorie die den beſitzloſen Arbeiter nur
als Arbeitsmaſchine anſieht Dem konnte die Regierung nicht mit
verſchränkten Armen zuſehen Bravo rechts

Abg Pr Enneccerus
großes Geſchick bewieſen Nebenfragen in die Diskuſſion zu
ziehen Angriffe zu machen die mit der Sache nichts zu
thun haben Sehr gut links Derartige Abſchweifungen und
perſönliche Angriffe ſind nicht nach meinem Geſchmack
Der Miniſter hat ſelbſt zugegeben daß das liberale
Miniſterium nicht die heute bekämpften Grundſätze befolgt
habe Zu jener Zeit haben die politiſchen Begmten die
Landräthe eine geradezu auf den Sturz des Miniſteriumsgerichtete Agitation getrieben Sehr richtig links Dieſe zu be
ſeitigen hat die liberale Preſſe die Regierung aufgefordert ſollte
r weitergegangen ſein und Aeußerungen gemacht haben die den
Erklärungen des Miniſters entſprechen ſo müſſen wir ſie ent

ſchieden desavouiren Sehr richtig links Jch hätte gewünſcht
der Miniſter möchte ſeine neulichen Erklärungen heute energiſch
abmildern er iſt aber im Weſentlichen auf denſelben ſtehen ge
blieben Der Miniſter hat ſeine Erklärungen nicht auf die poli
tiſchen Beamten beſchränkt auch alle anderen Beamten auch
Eiſenbahn und Juſtizbeamte ſollen nach dieſem Grundſatze wenn
ſie ſich in dauernder Oppoſition zur Staatsregierung befinden
bei Beförgerungen übergangen werden Dies muß auf alle Be
amten von nachtheiliger Wirkung ſein Die energiſcheren werden
trotzdem ihre politiſche Ueberzeugung zum Ausdruck bringen und
ſind dadurch dem Staatsdienſt verloren Andere werden ſich
fügen aber mißmuthig werden Diejenigen ſchließlich welche aus
eigener zug für die Regierung ſtimmen werden an
Achtung einbüßen Ueberhaupt wird der ganze Beamtenſtand an
Anſehen geſchädigt was tief bedauerlich iſt Die Erklärung des
Miniſters die im Einklang mit dem Allerhöchſten Erlaſſe und der
Jnterpretation des Reichskanzlers ſtehen ſoll iſt im Gegentheil
eine ganz neue Verwaltungsmaxime Fürſt Bismarck hat bei
ſeiner Erklärung nur an würdeloſe Agitation gedacht und von
Bennigſen hat dies noch weiter ausgeführt ohne Widerſpruch von
ſeiten einer Partei des Hauſes oder der Mmiſter zu begegnen viel
mehr hat Herr v Bötticher ſich damit einverſtanden erklärt An
die Stelle der unwürdigen Agitation ſetzt der Miniſter dauernde
Oppoſition ein gewaltiger Gegenſatz Sehr richtig links
Die Erklärung des Miniſters wird alſo den Erlaß und
ſeine Jnterpretation nicht gedeckt Pflichttreue Beamte die ihre
politiſche Geſinnung zum Ausdruck bringen dürfen in keiner Weiſe
in Nachtheil geſetzt werden Remunergtionen und Gratifikationen
nd der Regierung nicht gegeben als Machtmittel ſondern im
Intereſſe des Dienſtes Sehr richtigh Mir wird es ſchwer
anzunehmen daß Fürſt Bismarck der gleichen Anſicht wie Herr
v Puttkamer ſei ich hoffe daß das nicht der Fall iſt Die kon
ſervative Partei hat mit uns ein beſonderes Jntereſſe die Stellung
der Beamten zu ſchützen Bravo links
Abg Frhr v Minnigerode führt dem gegenüber aus daßnur die Agitation der Beamten jene Folgen ha jolle die Herr

v Puttkamer verheißen Jede hervortretende Agitation eines f
anſtatt zuBeamten gegen die Regierung ſei würdelos ein Gegenſatz zwiſchen

dem Reichskanzler und dem v Puttkamer beſtehe alſo nicht
Es würde Anarchie zux Folge haben wenn nach dem Wunſche
des Vorredners jedem Beamten das Recht zugeſtanden würde die
Staatsintereſſen gegen die jeweilige Regierung zu vertreten DieBehauptungen des Ako Rickert die heute ehe kleine Etatsver

Apia in Ausſicht ſtellen ſollten waren in nichts unter Beweis
ſtellt Das Programm der Fortichrittspartei re eine feſte
es die ihre Anſicht bei den Beamten durchzubringen ver

eht Deingegenüber habe dieſe Partei kein Recht den Anklägerſpielen e die er ſondern ſie gehöre ſelbſt auf die
Anklagebank Redner wendet ſich n
tit Unrecht dem Abg v Rauchhaupt vaſallitiſche Anwand

rer In der That ſei der Kern des guten Verhältniſſes
u Arbeiter oder Arbeitgeber das uen Das Vaſallen

um möge man nicht ſchwächen es bedeute den glnzend en Aus
ck der nen Treue e ri e die man heutewo der nackte Egoismus ſeine Putrzelbäume ſchieße Heiterkeih

nicht mehr kenne Die Liberalen ſuchen nach neuem Ägitations
material ihr Stroh ſei naß geworden die Fanale wollen nicht

ehr brennen Von einem Parteiregiment könne in
reußen wo die Miniſter Miniſter des Königs ſeien nicht ge

u werden wer t iniſter den Chef der ſerrgtinen
arte nenne i erſicherungen der Loität nicht me

n

e

e a e den Sea lich werde Beifall

Irhr v Schorlemer Alſt Herr

rtei ſei die Liebe zur

it erhielten

Der Herr Miniſter hat wieder ein

verhöhnten

gegen den Abg v e
ungen

c mache Volkes ſondern eine einfache Ma

auf ihn den Eindruck als ob er höchſtens auf dem rechten Zügel

der un ſind c n e b jeden 5 rnvon einem Centrumsmann vorziehen Die Sezeſſioniſtenwerden v der Regierung als verlorner Sohn betrachtet die Rück

kehr ſei gar nicht Abg Windthorſt ruft Sehr gut
Dieſe Herren haben unter liberalen Miniſterium Widerſpruch
ſich ganz ſo ablehnend verhalten wie die Regierung heute Damals

rn keine Gratifikation die für katholiſche Wahl
männer geſtimmt hatten Als ein Beamter für einen Centrums
mann und einen Nationalliberalen ſtimmte erhielt er eine halbe
Gratifikation Große Heiterkeit Die Aufforderung des Abgeord
neten Rickert daß das Centrum ſich nun mit ihm vereinen möge
ſei naiv und kühn das Eentrum werde aber allerdings das freie
Rehlrech ſtets hoch halten Ueber den Ton haben die Liberalen kein

t ſich zu beſchweren denn ſie ſeien es geweſen die zur Zeit
des Kullurkampfes einen unangenehmen Ton hier eingeführt haben
Und wenn ſie den Konſervativen vorwerfen daß ſie ſich mit dem
Schild des Kaiſers decken ſo decken ſich die Liberalen hinter dem
Mantel des Kronprinzen um ſo einen Gegenſatz zwiſchen Kaiſer
und Kronprinz zu etablixen Sehr tig rechts Die ribgtingen
des Miniſters in betreff der Beamten ſeien beachtenswerth aber
wer wolle beſtimmen was oppoſitionell ſei Heute ſei es Richter
morgen vielleicht v Puttkamer Entweder ſei das Wahlrecht frei
oder man i es nicht beſtehen Durch den h den die Re
ierung auf die Beamken ausübt ſchaffe ſie ſich ſelbſt Gegner des
Nonopolgedankens Alle die gegen den Antrag ſtimmten haben

die Regierung in dem Beſtreben geſtärkt das geheime Reichstags
pahrregt aufzuheben Die Nationalliberalen haben dadurch zu
ihrer Selbſtvernichtung beigetragen Ob die Aberalen großen
Sinn für e e e haben werde ſich bei der BeZttamg über den Antrag Reichenſperger zeigen Beifall im

entrum
Miniſter Puttkamer Jch muß Verwahrung einlegen gegen

eine Jnſinnation des Abg v Schorlemer Jch habe nicht die
Andeutung gemacht daß ich der Meinung ſei daß Beamken wegen
ihren Stimmabgaben die en verſagt werden ſollte
ſondern habe nur eine agitatoriſche Stellungnahme gegen die Re
gierung im Auge gehabt

Abg Frhr v Zedlitz verwahrt ſich gegen den ihm vom Abg
v Minnigerode gemachten Vorwurf daß die Haltung ſeiner des
Redners Partei im Widerſpruch gegen früher ſtehe

Abg Richter Herr v Puttkamer hat es als eine Eigen
thümlichkeit des konſtitutionellen Syſtems bezeichnet daß mit einem
Syſtemwechſel und Miniſterwechſel auch die geſammten Beamten
wechſeln müſſen und hat dem gegenüber die Auffaſſung eines kon
ſtitutionellen Miniſteriums als human bezeichnet Eine ſolche Praxis
beſteht nur in Nordamerika und alle Anhänger des konſtitutionellen
Syſtems und des Liberalismus haben ſtets bekundet daß ſie eine
ſolche Praxis für verwerflich halten Jn England findet häjufig
ein Syſtemwechſel ſtatt und ein Miniſterium wechſelt nur einen
kleinen Kreis von abſolut politiſchen Beamten diejenigen die die
eigentlichen Arbeiten der leitenden Miniſter auszuführen haben
Es iſt ja naturgemäß daß ein Miniſter m Vorlagen ſich nur
von einem Miniſterialrath ausarbeiten laſſen kann der dieſelbe
Anſicht hat Gegenwärtig macht man bei uns aber das Landrathsamt
zu einer Parteiagentur die Regierungspräſidenten zu Wahlagenten
und das iſt gar nicht nöthig Der Herr Miniſter hat wiederholt
auf die Zeit vor 20 Jahren zurückgegriffen und Herr v Minnigerode
hat das Wahlprogramm der Fortſchrittspartei von 1861 vor
geführt worin ſteht daß die Regierung ihren Grundſätzen in allen
Schichten der Beamtenwelt Geltung verſchaffen ſoll Was damals
dem Miniſterium Schwerin dem ſogenannten liberalen Miniſterium
z wir haben es niemals für liberal angeſehen ebenſowenig wie den
Fürſten Bismarck zum Vorwurf gemacht worden iſt war daß er ſich
zu Grundſätzen bekanute denen ſeine Beamten im Amte ſchnurſtracks
zuwiderhandelten Hier Handelt es ſich um die außerordentliche Stel
lung damals kam die amtliche Haltung der Beamten in Frage der Miß
brauch des Amtes vor allem der Mißbrauch des Amtes zu Wahl
beeinfluſſungen gegen die Miniſter Hört Hört links Redner
erweiſt dieſe Behauptung durch Verleſüng eines Wahlzirkulars des
Miniſters von Flottwell und einer Reihe demſelben widerſprechen
der Ausführungsverordnungen von konſervativen Landräthen
Es geht ſo weit daß bei der Wahl von 1850 die Landräthe und
Präſidenten ihren amtlichen Einfluß mißbrauchten um die Stellung
der ihnen vorgeſetzten Miniſter zu untergraben daß ſie dieſelben

ihnen ein Bein zu ſtellen ſuchten Die Miniſter
hatten die ſchönſten Grundſätze aber nicht die Energie auch nur
die Wahlfreiheit zu ſchützen enn die Regierung bei der Be
ſtätigung des Bürgermeiſters Kauffmann in Bonn anfragt ob er
die Maigeſetze r a rung zu bringen bereit ſei ſo hat ſie
Recht wenn ſie aber weiter fragt ob er es gern thut ſo hat
ſie Unrecht Die Rede des Herrn Miniſters hat einen un
günſtigen Eindruck im Lande gemacht jeder Beamte hat den
Eindruck von dieſem Miniſterium kann man das Schlimmſte er
warten wenn man von ſeinem Wahlrechte Gebrauch macht
Heute hat der Herr Miniſter gewiſſe Spitzen die eine Handhabe
zu öffentlichen Angriffen bieten umwickelt in der Sache erklärte
er daſſelbe wie neulich Ich bin nicht der Anſicht daß Fürſt
Bismarck anderer Auffaſſung iſt dieſes Miniſterium iſt
völlig ſolidariſch und hätte Herr v Puttkämer eine ab
weichende Meinung ausgedrückt ſo wäre er jetzt da wo die
25 anderen Miniſter hingekommen r Geiterkeit Wenn Fürſt
Bismarck im Reichstage dieſelbe Meinung hätte zum Ausdruck
bringen wollen wie jetzt Herr von Puttkamer ſo wäre er ſo
hinterhältig verfahren wie es niemals bei ihm der Fall iſt dann
iſt die Sprache dazu da um die Gedanken Sie gac das ſoll
es bedeuten zu erklären es wird den Beamten kein poſſitiver
Nachtheil treffen Iſt es nicht viel ſchlimmer wenn ein Beamter
aller Vortheile der Beförderung Verſetzung Remunerationen c
verluſtig geht alswenner mit 30 M im Disziplinarwege beſtraft wird

Jn der Rede des Her iſtverhalten die Rede nicht von der h rin rung a ſolcher Wider
ſpruch rechts Das Geſammtverhalten der Beamten muß jedoch
überhaupt ausgeſchieden werden ſelbſt wenn eine Agitation in
Betracht gezogen werden darf Der Herr Miniſter hat erklärt
einen Beamten der gegen ihn ſtimme den könne er nicht be
ördern Iſt es nun nicht Mißbrauch der öffentlichen Fonds ſie

eihnachtsgratifikationen und Remunerationen zu Trink
geldern für politiſche Abſtimmungen zu verwenden Und dann
wenn wir Minimal und Maximalgehälter und höhere Stufen
haben ſoll es erlaubt ſein daß nur der in dieſe höheren Stufen ein
rückt der ſeiner Ueberzeugung Gewalt angethan hat Hört hörtlinks Nein die Meinung t daß wer ein gewiſſes Dienſtalter

at und tüchtige W iſtnaen aufweiſt eine entſprechende Gegen
eiſtung erhält oder ſo e ihm vorenthalten werden können

Nach unſerer Auffaſſung iſt es nicht reiner Zufall wenn unter
dem Miniſter Friedberg ein Landgerichtsrath der konſervativ
wählt aber chrittliche Geſinnung hat zum Landgerichts
direktor befördert iſt Mir iſt der konſervative Miniſter Leonhard
lieber geweſen der offen ſeine konſervative Geſinnung bekannt hat
als Herr Jriedbere der von manchen für liberal gehalten wird
Wenn bei der Juſtizverwaltung ſo etwas geſchieht was follen wir
zu anderen Gebietern ſagen Würde der Herr Miniſter den
Eiſenbahnbeamten welche liberal e nicht das Vertrauen
henken die Paſſagiere ſicher zu befördern Einmal hat der

iniſter beſſer Megt Die Eiſenbahn führt ſozigliſtiſches Petro
leum fvrtſchrittliches Oel und konſervativen Weizen Ebenſo
können bei der Poſt Brieſträger oder Unterbeamte ſogar Sozia
iſten ſein Unruhe Der Herr Miniſter ſagt im übrigen könne
man formell ausgezeichnet qualifizirt ſein aber ni t
An den Staat werden die ſchwerſten Aufgaben Art Wie ſoll
er ſie löfen wenn die politiſche Geſinnung mehr als die geſchäftliche
Tüchtigkeit gilt Die politiſche Geſinnung kann Heuchelei ſein
ſehr richtig links ein elendes Kriecherthum welches alle tü

tigen Männer abſchreckt ſunrge rechts Meine erren dann
r eine Arneea der Geſinnung desl nicht meW probe ob der Slaat ſtarkwird die W

Halle Druck und Verlag von Otto Hendel

Beifall links Ziſchen rechts

Herrn Miniſters iſt ſtets von dem Geſammt

Das iſt bei
eamten der Fall Widerſpruch rechts Freiherr v Zedlitz

enug iſt die Geſinnung im Volk zu unterdrückenenhat erklärt daß die Freikonſervativen die Regierung bitten wollen
von Erwägungen das Reichstagswahlrecht zu ändern Abſtandzu nehmen Wenn die Herren Freikonſervativen und Konſerbativen
gegen einander mandvriren ſo bin ich überzengt daß das der

eichskanzler wünſcht Wenn es nicht wäre würden ja beide
Parteien verſchmolzen ſein denn ein innerer Unterſchied beſtehr
zwiſchen beiden nicht Heiterkeit Sehr richtig links Die Er
klärung des Herrn von Minnigerode lautet es liege keine Veran
laſſung vor zur Abſchaffung der geheimen Wahl iſt eigen
thümlich Während der Mittwochsrede des Herrn v Puttkamer
als er ſagte daß die Regierung daran denke das geergre Wahlrecht abzuſchaffen heißt es im ſtenographiſchen Bericht Lärm
links Beifall rechts Ob das von den Polen damals gekommen
iſt Heiterleit erwähnt der Bericht nicht eute e die
Konſervativen daß ſie dieſem Antrage ſehr kü enüberſtehen
Sie nehmen alſo Jhren Beifall zurück Herr v n aupt gingnoch weiter zu förmlichem Enthuſiasmus ſogar Leiden en
gegen das geheime Wahlrecht Er ſagte die geheime Wahl ſei
die Negation der Monarchie der Krone Er verglich die Krone
mit einem Adler der auf einer glatten Stange ſitze Beifall links
Aber dieſe Stange r feſt im Erdboden die geheime Wahluntergrabe dieſe Wurgel Heute wir der Adler auf der glatten

Stange allein gelaſſen Große Heiterkeit Jetzt iſt die Stange
zu hoch und die Herren werden ängſtlich Widerſpruch re ts
Sehr richtig links Der Miniſter von Puttkamer allein
gelaſſen keine einzige Partei mehr auf ſeiner Seite wenn nicht

einige Wilde Wiederholte Heiterkeit Wir ſehen aber daß der
Miniſter es nicht ſo tragiſch nimmt Heiterkeit und er hat recht
Wenn die Sache ernſt wird und der Reichstag danach zuſammen
eſetzt iſt dann wird ihm die Unterſtützung der Konſervativen und
reikonſervativen nicht fehlen Sie werden Gründe finden das

geheime Wahlrecht zu verwerfen Sehr richtig links Jn Bezug auf die ſogialiſtiſche Partei hat man mir einen Mangel an

iſtoriſcher Achtung vorgeworfen ſie ſei älter als die Sozialpolitik
des Fürſten Bismarck Redner führt aus daß dieſelbe unmittel
bar mit dem Miniſterium Bismarck aufgetreten ſei und weiſt
auf deſſen Verhältniß zu Ferdinand Laſſalle hin Dadurch ſei
die Bewegung großgezogen Bei eingetretner Reform habe ſich
dieſelbe Kritik gegen die Regierung gewendet Jetzt gelte das
alles für ſtagtsgefährlich und die öffentliche Ordnung gefährdend
Die Anſchauungen des Herrn v Zedlitz widerſprachen ſo den Be
richten des Miniſters über die Berliner Zuſtände Redner folge
daraus die Pflicht zur Aufhebung des BelagerungszuſtandesFortſchrittspartei ſa nach wie vor gegen eine Verlängerung des

Sozialiſtengeſetzes das in ſeinen Konſequenzen nur eine Reihe
diskretionärer Befugniſſe für die Regierung herbeiführe Leb

Miniſter v Puttkamer führt aus daß er die Wiederkehr der
Behauptung erwartet hätte daß mit ungleichem Maße gemeſſen
würde Bei den Ausführungen des Abg Richter treffe nur
daſſelbe zu wie bei Herrn Dr Virchow daß dieſelben nur eine all
gemeine Polemik aber keine feſten Anh tspunkte darbieten t
Regierung habe nach dem Geſetze einfach die äußeren Merkmale
der Sozialdemokratie zu Tage zu fördern Niemand aber dürfe
die ſogenannte Arbeiterpartei mit irre gleichſtellen
die nur konkreten Forderungen der Standesintereſſen und Nahrungs
verhältniſſen Rechnung tragen wolle Das Auftreten der Sozial
demokratie habe nicht in jener Verbindung nut Laſſalle ihre Ver
anlaſſung ſondern ſei ein welthiſtoriſches Ereigniß Jhre Be
kämpfung ſei nur möglich durch eine geſunde Reform und nicht
durch ſo allgemeine abgeſtandene Redensarten wie die des Abg
Richter Der eigentliche Hemmſchuh für dieſe Reform ſei die
Fortſchrittspartet Auch in der Sozialdemokratie ſei manches Gute
und dieſen guten Kern müſſe man herausſchälen Die Fortſchritts
partei aber dürfe ſich rühmen an einer geſunden Reform der So
zialdemokratie nicht den allermindeſten ten gehabt zu haben
Der Behauptung des Abgeordneten Richter daß es das Charakte
riſtikum der ſogenannten konſtitutionellen Regierungsform ſei daß
mit jedem Wechſel des Miniſterums ein Wechſel der Beamten
eintrete widerſpricht Redner auf das Entſchiedenſte Allerdings
ſei die Staatsmaſchine ein Mechanismus der eine gewiſſe Unter
ordnung ſeiner Glieder verlange aber dennoch könne die Monarchie
auch ein ſelbſtſtändiges Leben wohl ertragen Ferner habe er es
nicht zur Parole gemacht anſtatt der geſchäftlichen Tüchtigkeit für
ein Amt die politiſche Geſinnung eines Beamten als das Ent
ſcheidende gelten zu laſſen ſondern er habe nur geſagt daß neben
der geſchäftlichen Tüchtigkeit auch die politiſche Geſinnung eines Be
amten beachtet werden müſſe Seine praktiſche Stellung in
dieſer ganzen Sache wird alle Vorwürfe widerlegen

Abg Graf LimbürgStirum beſtreitet daß ſeine Partei in
der Frage des geheimen Wahlrechts heute einen Rückzug ange
treten habe und ſtellt ſich in betreff des Wahlrechts der Beamten
ganz auf den Standpunkt des Miniſtes

Abg Dr v Cunhy Das Centrum könnte viel für freie Wahlen
thun wenn es die Beeinfluſſung der Geiſtlichen verhindern
wollte denn von dieſer Seite ſei das freie Wahlrecht mehr als
in r beeinträchtigt worden Widerſpruch im
entrum
Abg Dr Windthorſt Mir ſcheint daß der Kernpunkt der

ganzen Debatte ſich um die Fräge drehte die Anſchauungen der
Staatsregierung und des Miniſters v Puttkamer insbeſondere in
bezitg auf die Thätigkeit der Beamten bei den Wahlen zu er
mitteln Nach meiner Auffaſſung ſind die Erklärungen des Herrn
Miniſters nicht ganz zutreffend denn ſie ſtanden nicht im Ein
klange mit dem was im Reichstage über dieſen Punkt verhandelt
iſt Die Erklärungen des Reichskanzlers bei Gelegenheit der
Kaiſerl Botſchaft ſind als zutreffend oder mindeſtens hinreichend
angeſehen worden Jch möchte als Facit der heutigen Diskuſſionziehen daß alle den Miniſter des Jnnern nicht ausgenommen

dieſe Erklärungen des Herrn Reichskanzlers als maßgebend an
geſehen und daß auch in dieſem Sinne die Kaiſerl Botſchaft zu
interpretiren iſt Die n der Wahlfreiheit der Beamtenwerde wohl unter keinem Miniſterium ſterben Ein Mittel aus
dieſem Zuſtand herauszukommen ſei den Beamten wie dies beim
Militär ſchon eben das Wahlrecht gänzlich zu nehmen Jn
der heutigen Debatte habe ihn gefreut daß Herr Richter Herrn
v Schorlemer gegenüber verlegen geworden ſei weil dieſer eben
unwiderlegliche Thatſachen angeführt habe Das Centrum werde
ſeine Prinzipien ſtets verfechten auch ſeinen bitterſten Gegnern
gegenüber Herr Richter habe ſich in der Beamtenfrage ſo gut
informirt erwieſen daß man annehmen dürfe er habe Beziehungen
im Miniſterium Uebrigens wolle er Herrn Richter zugeſtehen
daß ichter keine Rede namentlich in Finauzfragen halteohne daß er Redner an ſeinen Lippen hänge denn er lerne

ihm Der Liberalismus wenn er am Regiment
ſei wie ein Miniſterium Delbrück auſen übe dieſe Prin
zipien ein die er hier perten Ruf Bismarck Wie Bis
marck iſt weiß ich nicht er iſt ja nicht hier Heiterkeit aber ich
laube auch er kehrt zu ſeiner erſten Liebe zurück Jm Uebrigen
efinden ſich die Katholiken jetzt ein Körnchen beſſer als unter

dem früheren Regime
Die Debatte wird darauf geſchloſſen und nach einer großen
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